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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Benz, Dr. Evers, Dr. Hauser (Sasbach), 
Dr. Gruhl, Dr. Stavenhagen und Genossen 
— Drucksache 7/2998 — 


betr. Ausbau des Oberrheins 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 
7. Januar 1975 - W 4/52.05.00 FR 10.1/24 AA 74 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, daß der para- 
phierte Zusatzvertrag zum deutsch-französischen Vertrag über 
den Ausbau des Oberrheins nur dann abgeschlossen wird, wenn 
endgültig feststeht, daß es zur Verhinderung weiterer Erosion 
keine andere Möglichkeit als den Bau einer Staustufe bei Neu- 
burgweier gibt? 

Ist die Bundesregierung bereit, in einem abzuschließenden Ver- 
trag Art, Umfang und finanzielle Beteiligung der Vertragspart- 
ner für die landeskulturellen Folgekosten einer Staustufe bei 
Neuburgweier aufzunehmen? 

Die Zusatzvereinbarung über den Bau der Staustufe Neuburg- 
weier zum Vertrag vom 4. Juli 1969 zwischen der. Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Französischen Republik über den Aus- 
bau des Oberrheins zwischen Kehl/Straßburg und Neuburg- 
weier/Lauterburg ist noch nicht paraphiert. Der Entwurf der 
Zusatzvereinbarung soll in einer Regierungsverhandlung mit 
Frankreich am 4. Februar 1975 abschließend behandelt werden. 

Wegen der mit Fertigstellung der Staustufe Iffezheim im Jahre 
1977 im Unterwasser einsetzenden Sohlenerosion ist es nicht 
möglich, mit der Unterzeichnung der Zusatzvereinbarung bis 
zum Abschluß der in die Wege geleiteten Untersuchungen zu 
warten. Nach dem heutigen Stand der Wasserbautechnik ist der 
Bau der Staustufe Neuburgweier die einzige Lösungsmöglich- 
keit, durch die in dem Oberrheinabschnitt Iffezheim -Neuburg- 
weier/Lauterburg die Erosion wirksam verhindert werden kann. 
Auf Grund der bisherigen Erfahrungen kann nur ein Zeitraum 
von drei bis vier Jahren für das Wirken der Erosion unterhalb 
von Iffezheim bis zur Inbetriebnahme der Staustufe Neuburg- 
weier zugelassen werden. Das zwingt dazu, mit den vorbe- 
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reitenden Arbeiten für die Staustufe Neuburgweier baldmög- 
lichst und 1977 mit den Bauarbeiten zu beginnen. Demgegen- 
über sind die Ergebnisse der Untersuchungen erst 1980 zu 
erwarten. Die Untersuchungen haben deshalb auch den Zweck, 
für den Oberrheinabschnitt unterhalb von Neuburgweier eine 
andere Lösungsmöglichkeit als den Bau von Staustufen zur 
Verhinderung der Sohlenerosion zu finden. 

Im Entwurf der Zusatzvereinbarung ist - wie im Vertrag vom 
4. Juli 1969 - vorgesehen, daß jede Vertragspartei u. a. auch 
die Kosten für die landeskulturellen Folgemaßnahmen auf 
seinem Hoheitsgebiet trägt. 


2. Befindet sich die Ausbauplanung des Oberrheins in Überein- 
stimmung mit dem Bundesverkehrswegeprogramm der Bundes- 
regierung hinsichtlich einer optimalen Ausnutzung von Schiene, 
Straße und Schiffahrt im Rheintal? 

Im Bundesverkehrs wegeplan 1. Stufe ist die Bewertung von 
Investitionsmaßnahmen aus verschiedenen Verkehrszweigen 
nach einheitlichen Methoden (integrierte Bundesverkehrswege- 
planung) nur für ausgewählte Verkehrswege, 

die Korridore Köln - Frankfurt, 

Mannheim - Stuttgart und 
Hannover - Würzburg, 

durchgeführt worden. Diese Korridoruntersuchungen erfassen 
und bewerten also nicht die Ausbauplanungen des Oberrheins. 
Dieser Verkehrsweg ist im Bundesverkehrswegeplan 1. Stufe im 
Abschnitt „Maßnahmen zum Ausbau der Verkehrswegenetze" 
sowohl in den Bauprogrammen 1973 bis 1975 und Übergangs- 
baumaßnahmen als auch bei den längerfristigen Planungen be- 
handelt worden. Es ist festgestellt, daß die Ausbauvorhaben am 
Oberrhein wegen der sonst drohenden Erosion und der damit 
verbundenen Schäden für die Wasserwirtschaft und die Landes- 
kultur unaufschiebbar sind und dabei auch für die Binnenschiff- 
fahrt gegenüber dem heutigen Zustand erhebliche Verbesse- 
rungen erzielt werden. 

Die Ausbauplanung des Oberrheins wird von den verkehrs- 
politisch bedeutsamen Aussagen des Bundesverkehrswegepro- 
gramms gedeckt und fällt unter die investitionspolitischen Prio- 
ritäten. Eine enge Abstimmung der Wasserstraßen- Investi- 
tionen mit den Investitionsmaßnahmen von Schiene und Straße 
findet im übrigen im Rahmen der Fortschreibung der Bundes- 
verkehrswegeplanung statt. 


3. Liegt eine Nutzen-Kosten- Analyse für den Ausbau unter Be- 
rücksichtigung der landeskulturellen Folgekosten, die den Län- 
dern und den Gemeinden entstehen, vor, und was ergibt sich 
daraus? 

Eine Nutzen-Kosten-Analyse für den Ausbau unter Berücksich- 
tigung der landeskulturellen Folgekosten liegt nicht vor. Es 
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werden aber sowohl vom Land Baden-Württemberg als auch 
vom Bund eingehende Untersuchungen durchgeführt, um bei 
der Aufstellung des Bauentwurfs für die Staustufe Neuburg- 
weier in wasserwirtschaftlicher und landeskultureller Hinsicht 
optimale Verhältnisse zu schaffen. 


4. Welche Vorhaben erwägt die Bundesregierung, um den durch 
den Stau zunehmend verlangsamtem Rheinstrom von Abwas- 
sern noch stärker zu entlasten? 

Die Fließgeschwindigkeit des Rheins würde durch den Bau einer 
Staustufe bei Neuburgweier auf die Länge der Stauhaltung teils 
mehr, teils weniger verringert werden. Der Einfluß einer Stau- 
errichtung auf den Sauerstoffhaushalt des Flußwassers, der 
dessen Selbstreinigungskraft entscheidend beeinflußt, ist in 
geringer belasteten Flüssen günstig, weil die flockbaren organi- 
schen Schmutzstoffe sedimentieren und erst bei Hochwasser 
abgeführt werden, dann aber unter starker Verdünnung und 
somit unschädlicher als bei niedriger oder mittlerer Wasser- 
führung des Flusses. Diese positiven Effekte eines Flußstaues 
sind in einer Stauhaltung Neuburgweier zu erwarten, weil der 
Rhein dort keinen hohen Verschmutzungsgrad auf weist. Dieser 
wird angesichts der vielfältigen, auch internationalen Anstren- 
gungen eher abnehmen. Besondere Maßnahmen der Bundes- 
regierung sind darum nicht zu erwägen, zumal in den Planfest- 
stellungsverfahren für die gleichartigen oberhalb gelegenen 
Staustufen Gambsheim und Iffezheim keine entsprechende Auf- 
lagen gemacht worden sind. Im übrigen steht außer Frage, daß 
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wasserwirtschaft- 
liche Maßnahmen, die sich aus einer Stauerrichtung zwingend 
ergeben, vom Ausbauunternehmer ausgeführt werden. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen vermin- 
derter Fließgeschwindigkeit des Rheins durch weiteren Stau 
und seine Belastbarkeit durch Abwärme aus den geplanten 
deutschen und französischen Kernkraftwerken am Oberrhein? 

Die in einer Stauhaltung Neuburgweier verringerte Fließ- 
geschwindigkeit des Rheins hat auf die Belastbarkeit mit Ab- 
wärme, z. B. durch das Kühlwasser von Kraftwerken, keinen 
nachteiligen Einfluß. Im Gegenteil läßt die durch den Stau ver- 
größerte Wasserspiegelbreite das Wasser schneller abkühlen, 
als es, besonders in den langen Niedrigwasserperioden, die 
kleinere Wasseroberfläche des ungestauten Rheins zulassen 
würde. 

Alle geplanten Kraftwerke am Rhein, insbesondere die geplan- 
ten deutschen und französischen Kernkraftwerke am Oberrhein, 
werden nach internationaler Vereinbarung auf der Minister- 
konferenz über die Verunreinigung des Rheins vom 25726. Ok- 
tober 1972 mit geschlossenen Kühlsystemen oder gleichwertigen 
Systemen ausgerüstet werden, die den Wärmeeintrag auf ein 
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unschädliches Minimum reduzieren. Das oberhalb von Neu- 
burgweier gelegene französische Kernkraftwerk Fessenheim 
mit den Blöcken I und II, das vor dem Oktober 1972 baulich 
weit fortgeschritten war, enthält kein geschlossenes Kühl- 
system, hat aber von der vorgenannten Ministerkonferenz 
eine Auflage zur wärmeunschädlichen Betriebsführung erhalten. 
Nach Auffassung der Bundesregierung wird die Staustufe Neu- 
burgweier keine schädliche Auswirkung auf die Belastbarkeit 
des Rheins durch Abwärme haben. 
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